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DBUCK von OBEN geben 
INITIATIVE von UNTEN 



BERICHT ÜBER EINEN GESCHEITERTEN DEMOKRATISIERUNGSVERSUCH 
IN EINER FAFÜ - ABTEILUNG IN BERLIN 



• f ang Dezember 1968 ergriffen kritische Sozial- 
beiter aus der Familienfürsorge eines Westber- 
liner Bezirks die Initiative für die inhaltli- 
che und informatorische Verbesserung der Ar- 
beitsbesprechungen. Bis dahin hatte die über- 



wiegende u ehrheit der dort Beschäftigten nur 



mit gähnender Langeweile und Desinteresse als 
Pflichttour die von der Amtsleitung jahrelang 
pru.': '■ wL uw.-ri 1;:' - . >; . - wp - ■■ ; w r., 

lassen. 



Mit diesem Arbeitsteam sollte zum ersten Mal die 
Belegschaft aus ihrer passiven Haltung gelöst und 
an der aktiven Gestaltung der Arbeitsbesprechun- 
gen beteiligt werden. In einem periodischen Zy- 
klus sollte das Arbeitsteam immer wieder neu aus 
dem Kollegenkreis gewählt werden, damit jeder 
konkret in Konfrontation mit dem Arbeitgeber die 
Schwierigkeiten im Kampf um Mitbestimmung erle- 
ben konnte. 



WORAN LAG DAS 



Die meiste Zeit der Besprechungen war gefüllt 
mit belanglosen Mitteilungen. Die Besprechungen 
wurden kurzfristig angesetzt, so daß die Kolle- 
gen sich nicht darauf vorbereiten konnten. 



Die entscheidende Ursache ist schließlich folgen- 
de : 

Die Kollegen erlebten mehr oder weniger bewußt, 
daß sie kein eigentliches Mitspracherecht hatten 
und ihre Forderungen nicht weitergetragen wurden. 
Resignation und Ermüdung unter ihnen wuchsen 
zwangsläufig. 



Sehr schnell zeigte es sich, daß die Amtsleitung 
nicht willens v/ar, auf die in neuer Ferm artiku- 
lierten Bedürfnisse der Kollegen einzugehen. Sie 
reagierte autoritär, statt mit den Kollegen zu- 
sammen die Demokratie am Arbeitsplatz zu verwirk- 
lichen. Sie drohte offen: "Geht/ wenn es euch in 
dem vom linken Stadtrat Beck geführten Amt nicht 
mehr paßt. Wir sind für die Mißstände im sozia- 
len Bereich nicht verantwortlich." 



ito— 

Charakter der Sozialbürokratie offenbar- 
te . 



Das sollte anders werden ! 



Im Dezember wurde das erste fünfköpfige Arbeits- 
team zur Vorbereitung der Arbeitsbesprechungen 
aus dern Kollektiv gewählt. 

Das bedeutete einen ersten konkreten Beitrag für 
den Abbau von willkürlicher Herrschaft. Eine Ta- 
gesordnung, die auch für die Amtsleitung verbind- 
lich sein sollte, wurde rechtzeitig am schwarzen 
Brett im Innendienst veröffentlicht, um den Kol- 
li ;en eine ausreichende Vorbereitung für die 
zelnen Tagesordnungspunkte zu ermöglichen. 



JNHALTSVttZEICHNIS 



siehe Seite -10 
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Für die Amtsleitung bleibt die ^rage der fachli- 
chen Autorität ein Tabu. Eine qualitative Ver- 
besserung der Arbeit, geschweige denn eine Über- 
prüfung und gegebenenfalls Veränderung ihrer 
Funktion, was sich nur positiv für den Klienten 
auswirken würde, wird nicht gewünscht . Ihre ei- 
gene autoritäre Position, die sie subjektiv als 
demokratisch interpretiert, vertritt die Amts- 
leitung mit folgender Argumentation: 

"Uferloses Diskutieren wird nicht mehr geduldet. 

Die Kollegen haben mehr polemisiert, statt har- 
monisiert. Man sei kein Parlament, sondern eine 
Arbeitsgruppe mit fest abgestecktem Rahmen. Selbst 
bei fortgesetzter Verletzung des Auf trage s(s. Miß- 
stände in der Tbc-fürsorge , den Kindertagesstätten, 
Heimen, Gef ängnissen, schlechte Arbeitsbedingungen, 
personelle Unterbesetzung, hohe Fluktuation, ho- 
her Krankenstand "Dez. 68 -April 69 23,7%" usw.), 
sei man für die Überprüfung und Beseitigung der 
Mißstände nicht zuständig. 

Die Amtsleitung hat nach einer halbjährigen Schein- 
demokratisierung sehr schnell die Gefahr über die 
eingeleitete Bewußtwerdung unter den Kollegen er- 
kannt und versucht nun, mit allen Raffinessen u. 
fadenscheinigen Gründen die Besprechungen wieder 
auf eine Schmalspurperspektive zu trimmen 
und die kritischen Sozialarbeiter zu diziplinie- 
ren. Die überwiegend konservativ- autoritär 
strukturierte Belegschaft stimmt der Amtsmeinung 
kritiklos zu, weil sie in ihrem Erziehungs-und 
Ausbildungsprozess innerhalb der sozialen Prä- 
gungs Strukturen (Familie , Schule, Ausbildung) 
autoritär getrimmt wurde, so daß sie heute das 
freiwillig tut, wozu sie verpflichtet wird. 

Die noch nicht voll integrierten Praktikanten 
sollen sich an den Arbeitsbesprechungen in ihren 
ungezähmten Wortmeldungen zurückhalten, die Pro- 
bleme erst einmal mit dem Anleiter, wenn das 
nicht ausreicht, sie zu bremsen, mit der Prakti- 
kantenbetreuerin besprechen, weil ihre Beiträge 
nur störend, wirken, das eigene Selbstwertgefühl 
in Frage stellen. 

Zum besseren Verständnis werden dem Leser jetzt 
die einzelnen Phasen des eingeleiteten Bewußt- 
werdungsprozesses und die Reaktion der Amtslei- 
tung erläutert: 

2.12.68 

Erste Wahl des Vorbereitungsteams auf Anregung 
der Kritischen Sozialarbeiter. Es wird beschlos- 
sen, künftig die Arbeitsbesprechungen nicht mehr 
willkürlich, sondern regelmäßig monatlich durch- 
zuführen. Die Amtsleitung betont ein ihr zuste- 
hendes Vetorecht. Sie sei für die Leitung der 
Sitzungen verantwortlich. 

18.12.68 

Anlaß dieser Aussprache ist das Go-in vom 11.12. 

68 in der Tbc-Fürsorge Wedding zur öffentlich- 
machung dortiger Mißstände. Von den Kritischen 
Sozialarbeitern(KS) wurde die Presseerklärung 
verlesen und u.a. auf folgende Fragen und Bei- 
träge geantwortet: 



Handelt es sich um generelle Mißstände? 

Warum schweigen dazu Beruf s verbände , Gewerk- 
schaften und Parteien? 

Haben die beamteten Sozialarbeiter durch ihre 
Teilnahme an diesem Go-in ihre Loyalitäts- und 
Dienstpflicht gegenüber ihrem Dienstherren ver- 
letzt? 

Ist das Obrigkeitsdenken heute noch vertretbar? 

Warum wurden bis heute keine Konsequenzen aus 
dem Org. Gutachten über das Gesundheitswesen von 
1963 gezogen? 

Warum muß die ltd. Fürs, aus Wedding, Frau 
HANDKE, anonyme Artikel in Fachzeitschriften zum 
Thema"Der Sozialarbeiter als Hilfspersonal für 
Arzte" verfassen? 

Hat der Sozialarbeiter nicht auch als Staatsbür- 
ger die Pflicht, Mißstände in der Sozialbürokra- 
tie öffentlich zu machen? 

Verlieren wir mit solchen sozialen Aktionen 
nicht unser Sozialprestige gegenüber der Bevöl- 

kf*T»urv"? 



Hat die Soziale Aktion unserem beruflichen Auf- 
trag geschadet? (Wenn ja, welchem?) 

Ein anwesender Jugendpf leger(MdA) sagte: "Die 
Einhaltung des langen parlamentarischen We- 
ges zur Aufhebung von Mißständen ist nicht im- 
mer richtig". Und ein anderer Kollege:" In die- 
ser Gesellschaft muß man ja zum Klienten werden, 
und wie ist eine Solidarisierung des Sozialar- 
beiters mit den Klienten möglich"? 

30. 1. 1969 

Der informelle Arbeitskreis aus der Fafü muß 
auf Veranlassung der Amtsleitung in Anwesen- 
heit des Bezirksbürgermeisters als PV-Chef und 
Bezirksamtsdirektors während der Dienstzeit 
zum Rapport antreten. Anlaß dieser Aussprache 
war die Veröffentlichung eines Schreibens des 
Stadtrates Beck an den Ltd. Fürsorger Jahn, der 
die Anfrage wiederum an den vermutlichen Leiter 
des Arbeitskreises ohne Wissen des Stadtrates 
zur Beantwortung weitergab. Dem Stadtrat war 
nicht bekannt, daß der informelle Arbeitskreis 
keine Geschäftsordnung und keinen Leiter hat. 

In jenem Schreiben wurde dem.Stadtrat eine irre- 
versible (nicht umkehrbare) Äußerung nach unten 
nachgewiesen, der davor betonte, sein Amt anti- 
autoritär zu führen. 

Ein bestimmter Kollegenkreis, die sogenannten 
Aufsteiger, konnten ihre Loyalität gegenüber der 
Amtsmeinung nicht schnell genug unter Beweis 
stellen und legten der Verwaltung nahe, admi- 
nistrative Saktionen gegen die KS einzuleiten. 

mmmmmmmKmmmmmFMmmmmKmmmmmmmmmmmmmmmmmmmmmmmmmmmmmmmmmamKmm 

LETZTE 

MELDUNG: 

BENDA WEISS ES : 

TOTIN ARBEIT - 
©BEN 

ENTSCHEIDUNG 

SOZIALE AUSBILDUNG - SOZIALE BERUFE 



" Der 'Tätigkeit nach unterscheiden sich die So- 
zialarbeiter im engeren Sinne nach solchen, die 
ihre Arbeit in unmittelbarer Beziehung mit den 
der Hilfe Bedürftigen ausüben, und denje- 
nigen, die leitende Funktio- 
nen innehaben." 

Dieses Zitat stammt aus BENDA* S BMI Schriften- 
reihe, ZUM THEMA: "Sozialarbeit Heute und Morgen" 
S. 75 



5. 2. 1969 

Stadtrat versucht, die 6 KS durch die Be- 
hauptung, sie hätten sich durch ihre Ak- 
tionen innerhalb der Abteilungen selbst 
isoliert, zu disqualifizieren. Er wird 
widerlegt als 

1* am 7. 2. 19 Mitglieder des infor- 

mellen Arbeitskreises ein dreiköpfiges 
Gremium wählen, in das 1 KS delegiert 
wird und 
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2. in der 3. Wahlperiode von <], Kollegen 1 
KS in das Vorbore ifcungf’teain gewühlt 
werden. 

Die KS berichten über Mo Lleri}ia.uey\ f : Vorlrag; 
"Sozialarbeit im Spann an g^f ob] gor.ol l.::ohaJ t- 
licher Konflikte 1 Arpekte ei.ri.er> zukünf- 
tigen Selbstver.ntändnir.ses " und entwic- 
keln eine lebhafte Diskussion an der sich 
überraschend auch ältere . Ko l leg Innen be- 
teiligen, die, wie wir bisher zu Unrecht 
vermuteten, schon längst resigniert 
schienen. 

Die Amtsleitung registriert besorgt die um 
sich greifende Unruhe. Stadtrat versucht ,das 
Unbehagen der Kollegen in die für ihn zustän- 
digen Parteien und Gewerkschaften abzuschie- 
ben. 



3. 3. 1969 

Die Amtsleitung läßt auf Anregung der KS 
endlich informieren, welche pädagogischen 
Versuche mit PH-Studenten m den bezirks- 
eigenen Jugend-Freizeitheimen gestartet wur- 
den. Bisher hatte es die Amtsleitung von 
sich aus nicht für nötig gehalten, ihre Mit- 
arbeiter aus der Fafü über dl ^se Mode live r- 

• che zu unterrichten. Aber . ^ DIE 01 1 ENE , 
..GEFILTERTE INFORMATIONSPOLITIK IST EIN 
KRITERIUM FÜR ECHTE PARTNERSCHAFT”. 



12. 3. 1969 

Ausführliche Aussprache über den sogenannten 
Modellfall "Familienplanung _ im Gesundheits- 
amt. Gesetzliche Grundlage hierfür ergibt 
sich aus § 3 des Gesetzes zur Vereinheit- 
lichung des Gesundheitswesens vom ^.7. ^934. 
Nach 35 Jahren gelingt es der Sozialburokratie 
einen Modellfall in der Familienp Innung auch 

für die unterprävilegierte Bevölkerung, aller- 
dings mit wesentlichen Einschränkungen, anzu- 
bieten. In Punkt 5 z.B. heißt es :"An ^verhei- 
ratete Minderjährige sollen Rezepte zum Erhalt 

schwangerschaftsverhütender Mittel grundsätz- 
lich nur dann ausgegeben werden, wenn die Per- 
sonensorgeberechtigten^ ihr schriftliches Einver- 
ständnis gegeben haben" . 



Stadtrat weist erregt den Gedanken von sich, 
die versagte elterliche Einwilligung zum Er- 
halt Schwangerschaft sverhutender Mittel auf An- 
trag des Jugendamtes, vormundschaftsgerichtlich 
ersetzen zu lassen. 



^ 4. 1969 

Auf Veranlassung der KS dürfen zwei Kindergärt- 
nerinnen unter verstärkter Anwesenheit der Amts- 
leitung über die unhaltbaren Mißstande in den 
Kitas berichten und den Zusammenhang zur Fafü 
herstellen. Man gibt offen zu, daß der defizi- 
täre Erziehungsnotstand im Elternhaus unter den 
miserablen Arbeitsbedingungen in den Kitas nicht 
auszugleichen ist. 

Eine Kollegin aus der Fafü, die bereits, in die 
Mutterschutzfrist eingetreten ist , verliest per- 
sönlich folgenden offenen Brief: 



©FEEM!®. BRIEF 

(an die Kollegin K. , die Amtsleitung und die 
Kollegen der Fafü) 



In <1 losem Zusammenhang erwähnten Sie ein Gespräch, 
das ich mit Ihnen geführt haben soll, in dem ich 
offori zugegeben hätte, keinen Hehl aus wechseln- 
dem IV zu inachen. Sie stellten außerdem auch den 
Vergleich: "so wie eine Dirne" an. Als Herr D. in 
dar, Zimmer kam, milderten Sio den Ausdruck und 
sprachen von "dirnenhaf t" . 

In dem erwähnten Gespräch, das im Sommer 68 im 
Beisein von Frau L. stattfand, i£t die oben ange- 
gebene Behauptung nicht gefallen. Ich habe Ihnen 
und Frau L. die Frage gestellt, ob man es jungen 
Mädchen auch nicht zugestehen sollte, GV zu ha- 
ben, ohne unbedingt verheiratet zu sein. Diese 
Frage wiesen Sie empört zurück. 

Von seiten der Amtsleitung habe ich zu Beginn der 
Schwangerschaft ausdrücklich zugesichert be- 
kommen, daß ich mich gegen jede Art von Anwür- 
fen wehren könne, indem ich sie davon in Kennt- 
nis setzen soll. Ich habe mir lange überlegt, 
ob ich das in diesem Fall, der der einzige 
bisher ist, tun soll. Mir liegt nicht daran, 
meine persönlichen Belange zu wahren, um ehr- 
lich zu sein, Ihre Anwürfe berühren mich gar 
nicht. 

Warum ich nun aber doch sowohl die Amtslei- 
tung, als auch die Kollegenschaft davon in 
Kenntnis setze, ist meine Betroffenheit 
über eine derartige Einstellung, die sicher 
nicht nur bei Ihnen anzutreffen ist. Hier 
werden Frauen, die sich in der gleichen La- 
ge wie ich befinden, aus einem Vorbildden- 
ken heraus zu einer Art minderen Klasse de- 
gradiert. Diese Frauen gehören ebenfalls 
Ihrem Klientenkreis an. 

Ich frage mich, wo da sämtliche Grundsätze 
der partnerschaftlichen Haltung in der So- 
zialarbeit bleiben, wenn wir ein derartiges 
elitäres Verhalten zur Schau tragen? 

Wo bleiben da die Bestrebungen der Reform 
des Unehe lichenr echt s , wenn wir als Sozial- 
arbeiter über diesen Dingen schweben? 

Und schließlich: Wo bleibt dann die Wahrung 
des Grundgesetzes Artikel 6, Abs. 5 "Den 
unehelichen Kindern sind durch Gesetzge- 
bung die gleichen Bedingungen für ihre 
leibliche und seelische Entwicklung 
und ihre Stellung in der Gesellschaft zu 
schaffen wie den ehelichen Kindern" , wenn 
man bereits beginnt, die Mütter von un- 
ehelichen Kindern zu diskriminieren? 

Ich möchte angesichts dieser Tatsache 
ernsthaft Ihnen, meinen Kollegen und der 
Amtsleitung die Frage zur Diskussion stel- 
len, ob es ein Jugendamt von heute, das 
in seinen vielfältigen Aufgabenbereichen 
stets den modernsten und neuesten Er- 
kenntnissen angepaßt sein muß, noch ver- 
antworten kann, der Kollegenschaft sowie 
den Klienten gegenüber eine solche Grund- 
einstellung, wie ich Sie an jenem Bei- 
spiel deutlich gemacht habe, zu vertreten." 

April 1969 Gudula Richter- 



Sofortige Reaktion der Amtsleitung ist, keine 
Diskussion entstehen zu lassen und den offenen 
Brief auf dem Dienstweg absuschieben. Damit 
war der generelle Konflikt, von dem jeder 
mehr oder weniger in seiner Haltung betrof- 
fen ist, personalisiert und aus dem Gespräch. 
Die kurzfristig aufgetretene Gleichgewichts- 
störung in jedem Einzelnen war von der Amts- 
leitung administrativ wieder ausgelotet wor- 
den. 



Sehr geehrte Frau K. , 

"Ich beziehe mich auf ein Gespräch, das Sie am 
Montae: dem 31. 3* 69 mit Herrn A., kurz nach dem 

wir zu’dritt auf dem Flur zusammengetroffen wa~ 
ren, geführt hatten und der mir den Inhalt dieses 
Gespräches heute weitervermittelt hat. In diesem 
Gespräch hatten Sie von mir als von dieser Per- 
son" gesprochen. Als Herr A. oi© daraufhin^ fragte , 
ob Sie die gemeinsame Kollegin Richter damit mein- 
ten, hätten Sie sinngemäß gesagt, daß Sie das 
nicht mehr akzeptieren körnten, denn als Fürsor- 
gerin müsse man ein Vorbild sein und könne es 
sich nicht erlauben, ein uneheliches Kind zu ha- 
;n. 



7. 5. 1969 

Ein Kollege berichtet daraufhin ausführlich 
über ein Fortbildungsseminar in der Koserstr. 
zum Thema: " Geschlechtlichkeit - Entwicklung 

- Partnerschaft", das die autoritäten Charak- 
tertypen schockt, verärgert, beunruhigt und 
zu ketzerischen, emo - tionalen Äußerungen in 
und nach der Sitzung verleitet, z.B. "Kentler 
ist ein Schreibtischtäter!", als Reaktion auf 
Kentlers Modell: "Triebunterdrückung erzeugt 
Untertanen und ist somit ein Modell des Faschis- 
mus" . 
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30.9.1969 

Auf Veranlassung des Stadtrates findet kur;', 
vor dem Streiktermin der Kindergärtne rinnen am 

10.6.1969 eine außerordentliche Arbeit sbeöpre 
chung statt. Dc*r Dienstherr berichtet mit Hil- 
fe des Persona l rat s aus seiner Sicht positiv 
und verharmlosend über die Personalsituation 
in den Kitas. Die Betroffenen sind nicht anwe- 
send, werden aber stellvertretend von den KS 
und vielen Sympathisanten vertreten. Die Amts- 
leitung wird gewarnt, die beamteten Sozialar- 
beiter in den Kitas als Streikbrecher dienst- 
zuverpflichten bzw. abzuordnen. Obwohl solche 
Gespräche im Umlauf sind, stellt sich die Amts- 
leitung unwissend, verschmitzt naiv. Eine sol- 
che Maßnahme habe das Bezirksamtskollegium nicht 
erwogen . 

2. 6.1969 

Der inzwischen verängstigte und verunsicherte 
Berichterstatter vom 7 • t:< • läßt folgende Erklä- 
rung von seinem Chef verlesen: 

"Mein kurzer Bericht über das Seminar Geschlecht- 
schlechtlichkeit - Entwicklung - Partner- 
schaft hat unter vklen Kolleginnen und Kol- 
legen Interesse an Diskussionen und Weiterbil- 
dung hervorgerufen. M. E. wäre die Arbeits- 
besjjrechung nicht der richtige Ort, um über 
sexuelle Probleme zu diskutieren. Ich hatte 
lediglich mit meinem Vortrag in sehr gekürz- 
ter Form versucht, das wiederzugeben, was im 
Haus Koserstraße erörtert wurde und fühlt mich 
als Nichtfachmarin nicht in der Lage, bei ei- 
ner Diskussion wissenschaftliche Erkenntnisse 
immer belegen zu können. Ich möchte daher an 
evtl, angebotene oder noch anzubietende Ver- 
anstaltungen im Rahmen der Fortbildung ver- 
weisen. " 

Das zweite Tagesordnungsteam, das in seiner 
Zusammensetzung nur aus Anpassern bestand, hat- 
te eigenmächtig den demokratisch gefaßten Be- 
schluß vom 7» 5* ignoriert und die vorgesehene 
Diskussion von der Tagesordnung abgesetzt. 

Diese Manipulation wurde aber erst nach eini- 
gen Wochen bekannt, nachdem men munkelte, der 
Berichterstatter habe unter Druck des stellver- 
tretenden Ltd. Für3., FINGER, die Verzichter- 
klärung formulieren und verlesen lassen. 

FAZIT 



C hnr,o^ n \ ® nÖ! : :u ^ 1 g der Versuch, die Bespre- 
hehor." • ' lU i 6 sacJ ? 1 ictl fundiertes Niveau zu 
A ®äeor Lefeindlichen Haltung und 
'7t- 1 , ! ‘ ri, ' s l e itunp; vor einer Entlarvung ge- 
.. der R( ? wußtwe rdungs- und Lernpro- 

o liegen einschneidend unterbrochen. 

, ■ irrn* ; nVi o- J ? ^ 1 i aus der unverschuldeten 

i . ei u Juszilb f ec äer i , war von Anfang an zum 
Ve r • op s - o • m i n C • r ür ’ weil zwar Vorschläge zur 

werde n , doch ändern 



»er BÜIROK3RÄT 

iHi’ ■ Cide üü era rchisch strukturierte 
nach len w^f le ent schlacken zu wollen, zeigt 

der PH BeSin): ^ Pr ° f ' Hartfiel (Direktor 

s ’ n b ^ e rrscht von Oben, herrsch- 
Stumpfainn undEip?’ verteidi S t durch seinen 
Strukturen ? ein angepaßtes Verhalten die 

schaftlichen ^acht era ? i in Chen ’ wie der ® esell_ 

tung soziale- Bo h ^ f rfce;Lluns und derGestal- 
wenn dip Beziehungen auch dann noch, 

schon of f'e^kundi'7 gkeit ihrer Berechtigung 

ui.. enKunaig geworden ist. M 

anklme f3e ” l fnh <ie ™ 0lCratiscller Erwartung darauf 
selbstVnkh einer Kr «ik zu stellen bzw. 
an der Sunho ‘ za en-twic kdn und teilzunehmen 
Problemen n f uerL > besseren Lösungen von 

manifestkurlen ^ Ch U b ? nSOlche Kritik erst „ 

Autorität 2’ do;rb zieht sich bürokratische 

zurück uor- tt ? rmal ® Scheidungskompetenzen 

det sie Amtsautorität, schnei- 

dige Rede ' b R ? U ! altei ? e ’ nicht zustan ' n<r 

nicht zu < Sle we itere Problematisierung 

mit' Anordn^. tr n ^ 6a i?: ert regiert sie 

langen., wenn j : - q 16 Fügsamkeit auch dann ver- 
verstanden wird. blnn überhaupt. nicht mehr 

zum Bürokrater \n? S -v eamkekerL Sozialarbeiters 

Entfremdung der auch in der 

nur hin und wi. der fm ten .? u stumpfsinnigen, 
Klierten." r emon otional räsonierenden 

se ständige Erneuer S System von selbst. Wo die- 
oniert, zILt di. w S , n f cht lückenlos funkti- 
rischen Maßnahmen ?? ksl ? ltu ng mit ihren hyste- 
tis hes Gesicht. dr ei S e ntliches undemokra- 



In Zukunft sollen 

nur noch "kompetente Sachautoritäten" sprechen, 
obwohl jeder weiß, daß hierfür seit Jahren kei- 
ne Mittel zur Verfügung stehen. 



Her.-en Stadtre*-^ a ? „ torität zwischen den 
nen > den kritiqpu ß üroleitern auf der ei- 
Seite wurde vorer.? Kolle S en auf der anderen 
erst vertagt auf Wiedervorlage. 



PR A K 1 1 (A N T E N 

NEHMEN OIE WILLKÜR DER BEZIRKSÄMTER NICHT 

MEHR HIN 



Die Herren in den Sozialbürokratien scheinen 
sich ihr bisher zur Schau getragenes tolerantes 
Gehabe nicht länger leisten zu können. Seit De- 
zember 1968 wissen sie der wachsenden Kritik 
von Studierenden an den Mißständen in der Sozial- 
arbeit nur noch dadurch zu begegnen, daß sie 
Praktikantenstellen verweigern. Damit glauben 
sie die Kritiker aus den Ämtern fernhalten und 
weiterhin dem Harmonisierungsprinzip huldigen 
zu können. 
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der Wurs/iol packt und von doi; Wurzel her lönt. Da- 
mit int die Funktion om.uizi.pioronder Sozialarho.it 
als poli Lischt) bogri ffon . 

Die:;o Bemühungen um eine vo rändernde Bern I :.pi «ix i .» 
bliobori Jedoch nicht ohne Rösojviiiz. Auch von oben 
erf ol( ben Roak (. i 01 ion: 

Stabt nachh.nl bi gor Di nkunn.i.on, ubabb DomokrnbL- 
s5 erurig und Sbruk LurvoE\ : inderung, w.l.o s.lo v.ie.ie 
Kollegen durchsetzen wollen, erloLgL immer w i et < i 
ID i b den verschiedensten MibbeLn, der* Versuch der 
B.i . a z j p lin i e rung . 

Isolation, Ermahnungen, Drohungen, Verhöre, Ver- 
setzungen, Strafanträge, denunzierende hund- 
schreiben mit den Namen von aktiven Kollegen . 
sind einige Zeugniese des Demokrat ievers l.anOnis- 
ses unserer Herren Bürokraten in Senabrun o- 
zirksämtern. 



Besonders die kritischen Kollegen in der Ausbil- 
dung versucht man einzuschüchtern, wenn nicht 
sogar den Abschluß ihrer Ausbildung zu verhin- 
dern. Die Abteilungen Personal und Verwaltung .un 
sich dabei besonders hfervor, sie agieren wie Son- 
derkomm andos der Politischen Polizei. 



Seit Dezember letzten Jahres ( 5 Studierende wyr- 
k den damals bei ihrer Bewerbung um_ eine obligato- 
9 rische Praktikantenstelle vom Be ^ rk °f n t 
kendorf abgelehnt, weil sie ein Flugblatt unter 
zeichnet hatten, in dem u.a. zur 01 fentlich 
machung von Mißständen und Veränderung d ®5af a “ 
xis auf gef ordert wurde) häupn sich die Ableh 
nungen, besonders von Praktikanten des PF • 
ergibt sich immer wieder folgende Situation. 

Die Pachabteilungen - also diejenigen, die nach 
sachlichen Kriterien entscheiden (oder es sol 
ten) - sind bereit, einen Praktikanten einzu 
stellen. Personal und Verwaltung sagt: U i 
Oder ein reaktionärer Stadtrat interveniert. 

D ie Fachabteilungen haben bisher meis inan _ 

zeren gezogen (sie wollten keine of 
dersetzung riskieren): 

Der Praktikant mußte sich um eine andere 
Stelle bemühen. 

Praktika bei behördlichen Stellen sind durch 

die Ausbildungsordnung vorgeschrieben . di 

zirksämter lehnen Praktikanten aus p o 
fischen Gründen ab. 



%HIER WERDEN OFFENSICHTLICH DIE 
GRUNDRECHTE DER STUDIERENDEN 
VERLETZT 



Diese Illegalität ist kein Zufall, so ^ e ^ n 
hat Sy s t e m : Sie drückt die Methode der 

Herrschenden aus, ihre Interessen durchzusetze 
imd gesetzlich verankerte Rechte und Grimdrechte 
der Verfassung lediglich wie einen Fetzen Papier 
zu behandeln, wenn sie diesen Interessen wider- 
sprechen. 

Diesen Interessen entspricht, nur angepaßte 
So zial funkt ionäre zu dulden, die sich über bloß 
Verwaltung des Elends und Symptomkuriererei 
nicht empören. 



Zwei Beispiele sollen exemplarisch für die vie< 
len Ablehnungen von Praktikanten, die in der 
letzten Zeit erfolgt sind, stehen: 



lung zu entsprechen. 



Hochachtungsvoll 



Unterschrift ” 



(M U Bf'L L E Ij) 

Dio Ablehnung erfolgte, weil betreffender Kol- 
lege im Dezember l c )(>8 an dem Versuch teilnahm, 
ii i < ‘ Di ensthesprochung in der Tbc-steile Wedding 
öffentlich :,u machen. Wie von der Fachabteilung 
bekannt ist, wa r der Arbeitsplatz z.£. der Ab- 
I « lmun; ; vo i -lianöen. 

DER ZYNISMUS IM 
BEZIRKSAMT WILMERSDORF 

Fall II 



II 

Wir bestätigen den Eingang Ihrer Bewerbung 
vom lo.6.6 c » und teilen Ihnen mit, daß wir 
Sie gegenwärtig und auch in absehbarer 
Zeit (!!!!!!) nicht als Berufspraktikant 
einstellen können. 

Wir bedauern, Ihnen keinen günstigen Bescheid 
erteilen zu können. 



Hochachtungsvoll 

Unterschrift” 



OTTENBERG 

Hier spart man sich eine erlogene Begründung: 

Es wird überhaupt keine geliefert. Neben dem”ge- 
genwärtig" wird gleich betont, daß auch ”in ab- 
sehbarer Zeit" kein'' Einstellung erfolgen wird. 

Hier offenbart sich die w i.llkür einer selbstherr- 
lichen Verwaltung: 

Die Leiterin der Fachnbteilung und c-e Fachab- 
teilung selbst (Gesundheitsamt) waren bereit, 
den Praktikanten zu nehmen und versuchten sich 
gegen die rigide Entscheidung von oben zu weh- 
ren (mit dem nötigen Nachdruck?). Ohne Erfolg. 
Grund der Ablehnung war derselbe wie oben: ein 
politischer. 



Die SPK wird in nächster Zeit regelmäßig der- 
artige Maßnahmen durch Senat und Bezirksämter 
dokumentieren. Kollegen die von Maßnahmen betrof- 
fen sind, egal in welcher Form, bitten wir, uns 
darüber kurze Berichte zu senden. Dann wird es 
uns möglich sein, in gezielter Form gegen die 
ständige Verletzung unserer Interessen vorzu- 
gehen. Kein Fall darf mehr unbekannt bleiben. 



MELDET BÜROKRATEN 

9 

DIE UMS BESPITZELN 
UND DISZIPLINIEREN 



DER UMGANG MIT DER WAHRHEIT 
IM BEZIRKSAMT NEUKÖLLN 

Fall I 



Für Ihre Bewerbung vom 3 .Mai 1969 danken 
wir Ihnen. Zu unserem Bedauern müssen wir 
Ihnen jedoch mitt eilen, daß wir aus Man- 
gel an freien Arbeitsplätzen keine Mög- 
lichkeit haben, Ihrem Gesuch um Einstei- 



AN DIE SPK 2 



WEHRT 



EUCH! 
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EIN BEITRAG ZU ORGANISATION 
& AGITATION 



Peter Msehorf Juil 1969 



I ci* hao - d. o Auzguc o 1 clor 3 0 z i ul pH d ag og 1 : »ehe n 
Korr spende is - r i i r u li eg ?n . Daß eia ••ol- 
Blatt erscheint, ; ■ t Jcm l sin wi nht.Lger 
v i r ! / > rw h rl .• v 3 ha f f m - ? i ne r Organ : - 
ü<it i. iö r i t den .-*üz viten Tätigen. 



O 

/ 



Mail merkt der Ze I. tung .jedoch uvei wichtige. Man- 
gel an: Bo v'l~l zu König von den Arbo iteplä t üea 
berichtet, eo /itt alro’f ir Jie in den Ämtern 

* i ten ka «n li 'itifiz er in pimöglichkei ten 
» sht moo tt ) 

und tveiteri ) muß da '• Or—ininu t . '»nzproble n 
noch gelöst .verden. 

Da mir die Pragu ler Or : -.o. : s& f'ion am vicht i.g— 
s ten erscheint, erst nierzu etwas. 

3 ine Erklärung für :1 an Scheitern des Kinde r- 
gärtnerinnenst r-siks war in der 3KK der ” mangeln- 



de : ; rad der Sei 



Aade r e ree Lts 
die Kinde r- 
G e w e r k o o ha f t e n 
t-j nur sie durch 
0 e w e r k s c hat tuappa- 



1 



■ergan i Ration” • 
ist die Beobacht ing richtißt daß 
gär t.ae rinnen tim str-ji* ohne 
kaum bereit varen, ander erze 
•selbe tiind i ge Xnii tiati /en die 
rate in Bewegung netzten. ” 

Dan organisatorische Mittel bei der "Selbstor- 
ganiaatinn” .Und die vollversaaml.mgen, ein 
anscheinend demokratischen Instrument, be.. 
dem die Mannen b teilißt und. Im 
laufen jedoch die •• voll vorcanun Ungen" ähnlich 
. v i e Oe verkschaf tsve ranotal tun gen. Eine bestimm- 
te Gruppierung, ob Gewo rkzeha’ tsvora tand oder 
id-hoc-Gruppe der K inde rgärtner mnen, f ormulier 
bestimmte Forderungen, die von der Manne der 
Teilnehmer mangels einer Alternative an z 

werden. Daß hier vesent 1 Lohe inhaltliche Unter- 
schiede bestehen, ist nelostvere tund .icü: 
Gewerkschai tebürokrat m werden tätig, un ihre 
Sos.sel 3 ! i bewahren, die ad-hoo-Gruppe karap.t 
- weil für Rio keine Privilegien verbinden sind; 
sondern eher Nachteile - für die Verbesserung de: 
Arbe Ltsbedingungen und e^ne Veränderung osr r e- 
sellschaf t. 



Klienten und der Kollegen fuhrt und lie ein Pen- 
dant; zu den ve rs taatlichten Gewerkschaften dar- 
stellt, mu.3 der AK 3 eine zentralgeleitete Orga- 
nisation werden, die, anders als ui dem bisheri- 
gen Modell ant iautor Ltärer Selbstorganisation, 
demokratischer Kontrolle der Mitglieder unter- 
liegt. 

Man sollte in der praktischen Arbeit c-e i m AKS 
verstärkt auf die Arbeitsbedingungen der Sozial- 
arbeiter zu sprechen k )mmen. Das heißt, . die ^Ver- 
besserung der Situation der Klienten, eine 3oii- 
dar Lsierung mit ihnen, die Schaffung zweckmäßi- 
ger Heime, eine neue Erz iehungskonzept Ion usw. 
sind je Ln Motor der Mobilisierung. 

Ein anderer Motor könnte die Beschäftigung mit 
den Problemen der Sozialarbeiter sein, z.B. her 
Frage, daß in Jugendämtern Überstunden gang nru 
gäbe sind oder weshalb ein großer Teil der A 
weiblichen Kollegen nach der Heirat die Arbeite^ 
^stelle wechseln und etwa zum Gesundheitsamt 
gehen. Hier hat die Gewerkschaft, die sich nur 
mit Tarifproblemen beschäftigt, eindeutig ver- 
sagt. Wahrscheinlich werden die Gewerkschaften, 
selbst wem sie das Problem erkennen, nicht an- 
ders als bisher hBudeln können, weil die tat- 
sächliche Veränderung der Arbeitsbedingungen 
als Vorbedingung eine Mobilisierung der Kolle- 
gen haben mußte. Und hier haben die Gewerk- 
sonaf tsoärok raten Angst, daß sie von dem sich 
dann entwickelnden Sturm hinweggeblasen würden. 
Hier liegt die große Chance des AKS und gerade 
in dieser Frage könnte es zu einer ernsthaften 
Bedrohung der ÖTV kommen. 



KOMMENTAR 
DER REDAKTION 



Aber .»«i nun auf •t»’» Ausgangspunkt ggXh’Blhw- 
men: Methodisch ist die Artikulier io*<fcs ff lilerio 
in der yawerkaehaf t vergleichbar den in der 
Boa LSgruppe. Eine kleine Iruppe stellt Poruorun- 
gen auf, die daun von den Massen im ueaen tliohen 
akzeptiert .verion. Es e«ht .ur dar««, ob die 
Massai mobilisiert oder demobilisiert »er len. 

Bisher .'id in der rjeuch'ehts kvsine langfristi- 
gen gesellschaftlichen Veränderungen lurcn 

■ ' bri n{ ■ : - ■ >bne, 

d i o rh i r\t >. s i sehe ode r d i e kutan i sehe Rov j . nt lon 
konitw'i ,-xoum,, well an ihr>r; Sp Uze ; ,.nn Grupps 
• : ! , • • ' r> 'i 1 ' f t ^ fl(i 

• n- 

st.römungo.u odsr -or -aui mfionor: m; t Ion Massen 
verbunden v/a--, um • ich nicht von '• nnon zu 
isolieren. 

t »tion ■ iafi in, aber 
!-;r 

ie rrMohenden die 
. irken. Weiche P- - 

nt . iati >n ha t . at ■ i r •• ie». a l i ;; ■■ - 

r >r t-:ct ;en k*nr:3cn, veil s:o am 
:.e*e ! i > wäre-.. T; *:d sicher vor 
r K r. .» : ! VI i Z f'i 30 ; n Bo rl i n 

... >,» . • ii •• i Beend 1 z . nrer Aus t.-ildung 

e i v ;• * o 1 “ r . 



p ra * 1 1 
h r«-* •' 

i . ^ o 



Kar; ' 
m v 



Id ur 
i e ’ 



o 1 i . hp,'!.' • i o r aktive n K ad e r be- 
e*. nie V ra vc 1 ; der Seibstor- 



o l leg 

* ' * • . *. 



-u rlin : ne r-*-x i ' rui Ion 'Vor 

3o Lal- 

• Vor r i'ir l*;r 1 t mfio.u der 



D Le Zuschrift des Kollegen Bischoff, der als 0 
Sozialarbeiter im Jugendamt feines Berliner Be- 
,irtvs tätig ist, berührt zwei zentrale, bislang 
nur unzulänglich gelöste Probleme unserer Praxis« 



r , - • • * V« ■ u j. ucuu.u UCO t\I\ O 

° e ' r:e Konstituierung des Organ i s _a_t J 
— ■ -■ ^ -1 ® _k _t m i _v ^s und “die Gründung 
1 ~P ä d a g r, g j s c h e n 



der 



o z i 



L-r'l-ir es p _o"n_f tl e'"n ’z ‘ "^erfolgten aus 'der 
Einsicht in die Notwendigkeit, die Phase des 
^veromdlicaen Diskutierens und dos von Augen- 
Anlassen abhängigen, bloß reaktiven 
sen nlSmUS Kleiner Gruppen überwinden zu mus- 



i r r K K :: l " aoiUüsni oaeii muß i eaoen 
.j" _ ' - hange nb leiben und ohne Folgen für 

Krarf"' ] f V. UX ä l leiben » '»ie .vir die Organisation 3 ' 
DolVUlif NP von d3r Notwendigkeit einer 

^ '■-■afevie diskutieren, die ausgehend 
U ' ^ : =chen M\ i, runger an unserem 

>rer (tust i l lun 5 n tätte, Q as 
tion^t , ?*) evH ' ' ' tial Sozi alrevolu- 

J t randeruni :on urru ,.i i e Möglichkeiten 

vNK : Jii ea 3 lsierun " möglichst -»rau 'zu bestimmen 

• •.t. uc:,v. i.ie.- und weder durch »loten Rückgriff 
'*• überlieferte Musste- von Kader- .. 

dIlbjfN on ® n nooh Allein isoliert in sozialP»- 
e 0,; 1 ' : ' e t e ru f s e re i che r. re 1 i nge n . 

: : lleKlb ßi t l schen Anmerkungen des 
ri er: der ri: u rganisati nsi rage als 

, 1 ä' ri { f * «-rare zur dringend notwendig 



S trategiedie kue a i 
nähme auf. 



g'i und fordern Euer 



zur 



3tell ur1 ^ 
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BERICHT DER ARBEITSGRUPPE 
GESUNDHEITSWESEN 



Die Arbeitsgruppe Gesundheitswesen besteht seit 
Dezember 1968 in aktiver Form. 

Mitglieder: Sozialarbeiter aus 'verschiedenen 
Fürsorgebereichen des Gesundheitsamtes (Säug- 
lings- u. Kleinkinderfürso rge , Tbc-Fürsorge, 
Beratungsstelle für Geschl echtskranke , Kranken- 
hausfürsorge) , Beruf spraktikanten und Med: zin- 
studenten. 



MOTIVATION & ENTWICKLUNG 

In. den Ausbildungsstätten wird der Sozialar- 
beiter mit den z.Z. möglichen Hilfsmaßnahmen 
für den Klienten nach dem Bundessozialhilfege- 
setz und dem BGB vertraut gemacht. 

^fc-ese 'Hilfsmaßnahmen" werden durch die Sozial- 
^ürokratie mit dem Anspruch bestimmt, soziale 
Entordnung im 'Interesse von Staat und Gesell- 
schaft wieder zu ordnen. 

Der im Gesundheitsamt tätige Sozialarbeiter 
kann nicht einmal diesem systemkonformen sozi- 
alen Anspruch gerecht werden. Der größte Teil 
seiner Arbeitszeit wmrd durch ärztliche Zuar- 
heiten und reine Verwaltungsarbeit in Anspruch 
genommen. Die Diskrepanz zwischen der theore- 
tischen Ausbildung und der praktischen Raaliät 
führte einerseits dazu, nach den gesetzlichen 
Grundlagen dieser Praxis zu fragen, anderer- 
seits zu versuchen, Möglichkeiten zur Abstel- 
lung der bürokratischen Mängel aufzuzeigen: 



durch seine unzureichende Ausbildung außer- 
stande , Aufgaben - wie in der Säuglings— 
und Kleinkinderfürsorge Aufklärung der El- 
tern in sexualpädagog. und entwicklungs- 
psycholog. Fragen - kooperativ mit dem So- 
zialarbeiter zu erfüllen. Er ist meist 
auch nicht in der Lage, die Zusammenhänge 
zwischen schlechter Wohn-, Wirtschafts- u. 

Fami L iensituation und der Krankheit des 
Patienten zu sehen. 

Die A bbildung des Arztes beschränkt sich 
asf die Erkennung und Behandlung d *s Symp- 
toms (rein organkonzentriert). Sif läßt die 
soziologischen und psychologischen /• oekte 
unberücksichtigt. Eine sich ergänzen,. > Zu- 
sammenarbeit zwischen Arzt und Sozialu-**' i- 
ter iur. Aufstellung einer sozio-medizini- 
schen Diagnose ist aufgrund des gesellschaft- 
lich bedingten elitären Bewußtseins und 
mangels sozialwissenschaftlicher Kenntnisse 
der meisten Ärzte nicht möglich. 

Der Sozialarbeiter, der sich aktiv für 
Verbesserungen einsetzt, mutf “erkennen: ihm 
werden bestenfalls von der Bürokratie klei- 
ne Erleichterungen zugestanden, um ihn von 
umfassenderen Reformen abzulenken. 

Auch muß sich der Sozialarbeiter darüber klar 
werden, daß ihm von der Gesundheitsbürokratie 
deren Struktur bis in das 19 . Jh. zurückreicht 
eine qualitative Veränderung der herrschenden * 
Ideologie der Sozialarbeit nicht zugestanden 
wird. 



a) Die Sozialarbeiter werden nach dem Gesetz 
über die Vereinheitlichung des Gesundheits^ 
Wesens vom 3.7.1934- als "sonstiges ärztli- 
ches Hilfspersonal" definiert. Sie unter- 
stehen der Dienstaufsicht des Amtsarztes u. 
haben seinen Weisungen Folge zu leisten. 

Sie können ferner nach der 2. DVO von 1933 
auch zu Büroarbeiten herangezogen werden. 

Dieses Gesetz von 1933/33 steht in krassem 
Gegensatz zu unserer heutigen Verfassung. 
Demokratisch-mehrheitliche Entscheidungen 
zu fällen, ist nach diesem Gesetz nicht mög- 
lich. 

Der Sozialarbeiter ist heute vom Amtsarzt 
immer noch abhängig, obwohl sich Ausbildungs- 
und Tätigkeitsbereich erheblich verändert 
haben. 

Damals wie heute enthält das Gesetz, dem 
sich der Sozialarbeiter verpflichten muß, 
neben den Juristischen nur moralische Kri- 
terien für die "Hilfe des Menschen". Die heu- 
te entscheidenden sozialen und soziologischen 
Aspekte sind aus geklammert . 

b ) Möglichkeiten der Abstellung von bürokra- 
tischen Arbeiten. (z.B. Einstellung von 
Arzthelferinnen und fürs. Hilfskräften) 

Verbesserungsvorschläge* zu einer intensi- 
veren fürsorgerischen Tätigkeit. (z.B. 

Senkung der "Fallzahl", Arbeitsbesprechun- 
gen zwischen Arzt und Sozialarbeiter im 
Team) 

Der Sozialarbeiter steht mit diesen For- 
derungen zwischen zwei Fronten: 
der autoritären Stellung der Ärzteschaft 
sowie der hierarchisch strukturierten Ver- 
walt ungs- u. Sozialbürokratie. 



KONFLIKTSITUATION 

tritt die autoritäre Struktur 
zialarbeiter angestrebten Zu- 
mit dem Arzt zutage. Der Arzt 
aus Zeitmangel, sondern auch 




Eine Veränderung, die sich nicht darin er- 
schöpfen würde, Sozialarbeit im Sinne des 
Systems effektiver zu machen (integrierba- 
re Reformen) , sondern die — das System 
selbst sprengend - auf eine neue Form der 
Artikulierung und Realisierung der Bedürf- 
nisse der Massen hinauslaufen müßte. 

Differenzierte Vorlagen über mehr Kranken- 
hausbetten, familiengerechte Wohnungen zu 
tragbaren ^Mieten , bessere pädagogische Aus- 
bildung für Erzieher, moderne psychiatri- 
sche Krankenhäuser; selbst derartige Ver- 
änderungen werden als nicht realisierbar 
angesehen. Gleichzeitig werden Jedoch für 
Bundeswehr und Rüstung Unsummen ausgegeben. 

Die Berufsarbeit und das persönliche Enga- 
gement des Sozialarbeiters können unter 
diesen Bedingungen nur dazu dienen, den 
Klienten zu beruhigen. Es wird durch klei- 
ne Kniffe, wie minimale finanzielle Hilfe- 
leistungen, oft nur durch die Möglichkeit 
der Aussprache (Sozialarbeiter als "staat- 
lich gestellte Mülltonne"), wieder in die 
Gesellschaft integriert. 



BISHERIGE VERÄNDERUNGEN 

Aus den aufgetretenen Konflikten u. der be- 
ginnenden kritischen Reflektion über die 
Funktion des Sozialarbeiters ergab sich 
für uns die Notwendigkeit von Aktionen, um 
die Probleme öffentlich zu machen. 

a) Aktion im Gesundheitsamt Kreuzberg: 

In der Absicht, die Mißstände in der Säug- 
lings- u. Kleinkinderfürsorge öffentlich 
zu machen, schieden 3 von 10 Sozialarbei- 
terinnen demonstrativ aus dem Dienst aus. 

2 weitere haben Versetzungsanträge gestellt. 



Für die Kolleginnen der Säuglingsfürsorge 
bildete die Kündigung auch den konsequen- 
ten Schlußstrich unter die gescheiterte 
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Schritt wurden nun aucf die Funk t? t onüro 
der» Gesundheitsamte:’ wach, Da sie doch be- 
fürchten mußten, daß durch dienen Schri tt 
ihre Position gefährde t werden könnte« 

Sie versuchten in Gesprächen die Mißstürdo 
zu bagatellisieren, führten Parbeienwerbung 
durch und schreckten nicht davor zurück , 
die Kollegen fachlich abruiqiri Li fizi eren . 
Eine besondere Holle spielte hierbei der 
zuständige Stadt rat, nachdem er seine Un- 
kenntnis über die Sozialarbe.it in selbst- 
herrlichen Monologen dargestellt hatte, er- 
schien zwei Wochen, später ein 'Vorschlag - 
katalog" , indem er die Mißstände irr der 
Säufü als schon lange bekannt darstellte. 
Dieser ZynismuS führte dazu, daß die Kolle- 
gen durch eine breitangelegte Flugblatt- 
aktion, in der die Situation der Gäugl ings- 
fürsorge dargestellt war, verhinderten, daß 
weiterhin andere Sozialarbeiter unter den 
gleichen Bedingungen in Kreuzberg arbeiten. 
In dem Schreiben hatte der Stadt rat u.a. 
auch zugesichert, fürsorgerische und ärzt- 
liche Hilfskräfte ein cur, teilen. Bisher ist 
noch nichts geschehen. 

Um die Säuglingsfürcorgestelle funktions- 
fähig zu halten, wurden alte Kollegen aus 
anderen Fachbereichen ohne nähere Begrün- 
dung in die Säuglings fiirsorge umgebettet. 



Wir sind der’ Meinung, daß auch, wenn sich 
die bisherigen Erfordorungon erfüllt haben, 
weite --hin an einer inhaltlichen Neubostim- 
mung der Hunktiori der* Säuglings— und Klein— 
I' i nde rfürsn rgo geurbe.i ket worden muß. 



GO-IN WEDDING / SELBSTKRITIK 

b) 

Hl-ei* die Aktionen im Gesundheitsamt Wedding 
wurde in. der F PK Nr. .? Seite 6 berichtet. 

Die bisherigen Aktionen haben uns gezeigt, 
daß unsere Arbeit noch zusehr ohne eine Stra- 
tegie d urolige führt wird. Es ist uns immer 
noch nicht möglich, diejenigen zu aktivieren, 
die direkt bebt offen sind, "die Klienten". 

100 Sozialarbeiter, die an dem letzten Go-in 
t ei ln ahmen, haben eine Frustration mehr er- 
lebt. Ein spektakulärer Erfolg liegt nur in 
den kritischen Anfragen der Weddinger SPD- 
Fcaktiori zur Situation im Gesundheitsamt Wed- 
ding an den Herrn Tr uipenau. Diese Anfragen 
dienen jedoch, wie an Beispielen auf studen- 
tischer Ebene abzulesen ist, nur dazu daß 
sich das System hoch besser schützt. Eine mögliA 
che Basisarbeit haben wir am 4«6.69 versäumt« ^ 
loo Strafbefehle wegen Hausfriedensbruchs in ei- 
nem öffentlichen Gebäude wären eine zu vermittel- 
nde Tatsache gewesen. *So bleibt allenfalls für 
den einzelnen Sozialarbeiter die persönliche Frus- 
tration und ein geringer Lernprozeß, der positiv 
umgesetzt werden muß« Unsere Strategie für die Zu- 
kunft kann nur in einer verstärkten Arbeit über 
die Mißstände in den Gesundheitsämtern, die Funk- 
tion der Gesundheitsämter ira Spätkapitalismus 
und in einer verstärkten Öffentlichkeitsarbeit 
.liegen« diese Arbeit wird die nächsten Aktionen 
bestimmen . 

Die Strafbefehle der 19 Kollegen vom 11.12*68 
bestehen immer noch« 



% 



BRIEF AUS ESSEN 



Einige Studenten der Höheren Fachschule . für So- 
zialarbeit ( HfS ) in Essen haben vor einigen 
Monaten den Kampf für eine bessere ’hSozialurbeit 
heute" auf genommen* 

Erstaunlich ist, daß die Agitation von Kommili- 
tonen getragen wird, die am Beginn ihrer Ausbil- 
dung stehen. Aber sie haben bereits die Ideologie 
der Sczialarbeit in Frage g stellt und versu- 
chen, ein neues Selbstverständnis der Sozial ar- 
beit unserer kapitalistischen Gesellschaft zu 
finden und ihre Mitstudenter zu agitieren« 

Die Schwierigkeit in dieser Auseinander et zung, 
wie sie ira Anfangs Stadium ebenso am Pestalozzi- 
Fröbel-Haus( Berlin) von den dortigen Kommili- 
tonen erlebt wurde, ist nicht gering« 

Ein Großteil der Sudenten der HfS Erzen verhält 
sich relativ unpolitisch. Ihr Hauptinteresse be- 
steht in der Organisierung von Festen. 

Der dortige ASTA arbeitet seit Monaten mit einer 
Satzung, in deren § 4- z. B« die Studenten auf 
eine Teilnahme a 2 Dozentenkonfereuzen, die sich 
mit Prüfungsfragen beschäftigen, verzichten* 

Diese Satzung, und damit der § 4 wurden von der 
Studentenschaft beschlossen« 

Dies zeigt sehr deutlich, daß die Studenten ihre 
elementaren Interessen wie Mitbestimmung in 
Prüfungsfragen etc. noch nicht wahrzunehmen in 
der Lage sind. 

Von einigen wurde die Notwendigkeit erkannt, 



sich mit der Funktion der Sozialarbeit und ihren 
Methoden auseinanderzusetzen, um die herrschende 
Ideologie der Sozialarbeit zu erkennen. Erst 
dann werden sie in der Lage sein, Analysen über 
die verschiedenen Bereiche der Sozialarbeit zu 
erstellen. Es können dann auch die gesellschaft- 
liche Funktion der Sozialarbeit aufgedeckt und 
Alternativen entwickelt werden. Dadurch ver- 
schaffen sich die Studenten die Möglichkeit, 
Mißst finde aufzuzeigen und zu beseitigen. 

Die Essener versuchen diesen Problemkreis ihren 
Kommilitonen zu vermitteln, indem sie üen Leis- 
tungszwang in ihrer Ausbildung als eindeutig 
repressiv bezeichnen. 

Ob sich ihr Plan, Arbeitsgruppen zu bilden mit 
ähnlichen Aufgabe Stellungen wie die Gruppen des 
AKS verwirklichen läßt, bleibt abzuwarten. 

Dieser kurze Situationsbericht aus der Essener 
HfS zeigt mit aller Deutlichkeit, daß der Kampf 
für eine gesellschaftsbezogene Sozialarbeit , in 
der die Rolle des Sozialarbeiter bestimmt wird 
nach den Bedürfnissen des Klienten und nicht 
nach, den Ordnungsvorstellungen einer autoritär 
gegliederten Sozialbürokratie, nicht auf Berlin 
beschränkt bleibt, sondern sich auf das gesamte 
Bundesgebiet ausdehnt« 

Die SPK wird jedes Bemühen von Kollegen in Aus- 
bildung und Praxis unterstützen, die sich für 
eine Sozialarbeit einsetzen, die sich eindeu- 
tig eit den unterprivilegierten Klassen auf 
ö rund ihrer objektiven Interessen solidarisch 
organisiert« 
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JUGENDSTADTRÄTE WOLLEN DEM 
AKS KONKURRENZ MACHEN 



Wi g w i. i? e t'+’q,} ii*©ri haben, ist * üx ► > imt J iche Abte 1 — 
i W er» Jugend und Sport der Berliner Bezirks- 
ämter eine" interne Dieristbesprechung" in der 
Kongresshalle für Anfang 197o geplant. 

Aus deiri BA Wilmersdorf wird außerdem gemeldet, 
daß Stadtrat RICHTER den in der Fafü Beschäf- 
tigten Sozialarbeitern"erlaübt" hat, ihm Themen 
und Diskussionsvorschläge unter Umgehung des 
ansonsten vorgeschriebenen-Dienstweges" ( ltd. 

Fürs -Referent) direkt zuzuleiten. Dieses 
unter dem Vorwand, jegliche Manipulation aus- 

Es S stimmt n ällerdings nachdenklich, daß Wilmers- 
dorf derartiger Vorschläge auf den 1.7.68 be- 
fristet hat, also mindestens 6 Monate vor der 
"Dienstbesprechung". Welch gründliche Vorberei- 
tung für die Jugendstadtrate! Oder - welche 

Manipulationsmöglichkeiten für die Bürokraten! 

Immerhin könnte der geplante "Fafükongress" 
einige interessante Aufschlüsse bringen über 
den Demokratisierungswillen der Fafüspitzen- 
fünktionäre. 



WIR MEINEN 

! ■ a °K b i > lerigen Di mgserf ahr 

wird es den Spitzenbürokraten darauf ankominen, 
der Unzufriedenheit der Kollegen über die u er- 
träglichen Arbeitsbedingungen ein Ventil zu öf- 
fnen, oder auch Ref ormvor schlage entgegenzuneh— 
men 0 Uns ist . allerdings hinreichend klar, wel- 
che demokrati ©verhindernde Funktion Kongresse 
m.ct Ventilcharakter haben. Sie bedeuten nicht 
zuletzt Kanalisierung von Konflikten auf die 
Rieselfelder bürokratischer Herrschaft. 

Venn es auf dem " Kongress” zu Forderungen nach. 
Mitbestunmung, Entscheidungsbefugnis der Basis 
und um eine systemsprengende Umstrukturierung 
^ er ^ a £ u Kommen sollte, wird der vorsitzfüh- 
rende otadtrat die Diskussion abzuwürgen versu- 
chen. 

Es bleibt nur zu hoffen, daß wenigstens einige 
ollegen ein feines Ohr haben und sich nicht 
mi„ leeren Versprechungen abspeisen lassen. 




ANALYSE: S VS -TAGUNG 



• » 




Die 8. BDV(Bundesdeligiertenversammlung des Stu- 
dentenverbandes deutscher Sozialschulen) in Köln 
vom 12. - 14-*6.69 Kat gezeigt, daß die jetzige 
Organisationsform ine ff ektiv, . unzeitgemäß und un- 
demokratisch ist. Die Diskussion um eine grund- 
legende Strukturänderung für den Verband brach- 
te zwar als Übergangslösung ein Modell hervor- 
das eine scheinbare Verbesserung =Regionalbe- * 
reiche Nord, Mitte, Süd mit jeweils einem Vor- 
standsmitglied) verspricht, es bleibt jedoch 
letztenendes bei einer reinen Symptombekämpfung 
W ie man sie ja zur Genüge gerade im Bereich der’ 

Sozialarbeit kennt. 

Mit der personellen und inhaltlichen Beibehal- 
tung des geschäftsführenden Vorstandsmitgliedes 
(g/gRUNERT) wurde die Chance vertan, einer un- 
ausweichlichen Entwicklung zur dezentralisierten 
und politischeren Verbandsführung vorzugreifen. 

Strukturveränderungen sollen ja in erster Linie 
die politischen Aktionsmöglichkeiten eines Ver- 
bandes beeinflussen. Wie konservativ das neue 
Strukturmodell des SVS ist, mag allein die per- 
sonelle Besetzung des 4-köpfigen Vorstandes zei- 
gen: es fehlen die progressiven Vertreter des 
linken Lagers, die den Wahlgang in seinem spä- 
teren Stadium bewußt provozierten und als Farce 
entlarvten. Wie scheinliberal und unpolitisch 
der neue Vorstand ist, mag dessen Angebot an 
die Linke, bei der Erarbeitung des endgültigen 
Struktur mode ll's inoffiziell mit zuwirken, auf- 
zeigen. Die Linke lehnte jedoch die Mitarbeit 
an reformistischen Kompromißlösungen ab und 
wird stattdessen von der Basis ein eigenes Ge- 
genraodell entwickeln. Seminarkosten usw. werden 
vom 3 VS getragen werde. 



Symptomatisch für den Formalismus der BDV ist 

^^i^^k^^^dlung s0 wichtiger Themen wie 
f achhochschulgesetzgebung und Mitbestimmung. 

Die vom Borstand vorgelegten Diskussionsvor- 
lagen wurden bis auf eine Ausnahme ( Fachaus- 
schuß für Fachhochschulfragen ) von der Versam- 
mlung als indiskutabel abgelehnt. Die beruf s- 
politischen Arbeitsgruppen erwiesen sich als 

Einige Ansätze zu einer politischen 
nnd inhaltlichen Diskussion ergaben sich ledig- 
lich aus Udo ACHTENS Infragestellung der Exis- 
enzberechtigung von konfessionellen und frei- 
en oozialakademien. Positiv auch der Entschluß. 

0rma J ion der Basi s durch aktuelle Info- 
öo MT e T r Verbessern. Die Existenzberechtigung 
der Unruhe wurde stark in Frage gestellt.^ 



Das für die Herausgabe relativ linke Redaktions- 
team wird sich jetzt mit dem Bundesvorstand aus- 
einandersetzen müssen, ob die "Unruhe" überhaupt 
noch weiter herausgegeben werden soll. 



Die BDV hat deutlich gezeigt, daß die Diskussion 
.^Ktion der Sozialarbeit im gesamtgesell- 
schaftlichen Bereich mit all ihren politischen 
Aspekten eine dringende Notwendigkeit ist. 

Einige wenige haben erkannt, daß die Politisie- 
rung der Sozialarbeit und damit die Durchbrechung 
ihrer altruistischen und pseudo-professionellen 
Isolation unumgänglich ist. Die Mehrheit im SVS 
steckt jedoch immer noch in einer methodischen 
und reformistischen Ideologie, daß sich nämlich 
die oozialarbeit auf Kommunal— bzw. Verbandsebene 
mit den immanent gesellschaftspolitischen Pro- 
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blemen und Forderungen eines unterprivilegierten 
"Klienteis " * in Einklang bringen ließe« 

Ein Grund mehr, die Basisarbeit in den einzelnen 
Studentenschaften zu aktivieren« Der SVS wird so- 
lange ein ineffektives und unpolitisches Instru- 
ment bleiben, als es nicht gelingt, diesen Ver- 



band und. jeden anderen Dachverband ( wie er spä— 
ter einmal nach einer Fusion mit dem VDS, SVI etc 
entstehen - könnte) grundlegend in» Frage stellen 
und aul seine demokratisierende Funktion abzu— 
klopfen« Zurück zur Basis ist die Parole« 






NACHRICHTEN: TERMINE: 



Seit einigen Monaten wird auch die Sozialbüro- 
kratie in München von einem bayerischen AKS 
in Unruhe versetzt« 

Kollegen des AKS-Berlin werden Ende August per- 
sönliche Kontakte mit den Münchnern aufnehmen 
und über deren Aktivitäten in einer der nächs- 
ten Nummern berichten« 



im Se Ptember eine Arbeitstagung 
Wochenende; , um die brennenden Fragen der poli- 
tischen Strategie und Organisation des AKS in- 
haltlich zu diskutieren« 

Alle Kollegen und Leser der SPK werden gebeten 
ich schon jetzt zum anstehenden Fragenkomplex 
e danken zu machen« (s «Beitrag von P« Bischof f in 
der vorliegenden Nummer) 



SPENOENKONTO 

10 10 85 



Manfred Rabat sch, Sozialpädagoge - Sonderkonto 

Berlin-12, Bismarkstr. 27» 

Postscheckamt Berlin West. 



ausserdem 

alle Kollegen in Praxis und Ausbil- 
nach Möglichkeit schriftliche Diskus- 

zizSsenden! 66 ^ Arbeitsta g^g der SPK 

Mitte August wird das Organisationskollektiv des 

vn^'hpr>^^i ne s na ä Ste Sitzun 6 durchführen und eine 
orbereitende Strategie-Diskussion führen« 



Wie _ wir‘d r _ d.ie _ S_P_K_f inanziert ? 



Eine Finanzierung der SPK durch Verkauf ist bis- 
her aus finanzrecht liehen Gründen nicht möglich. 

Daher ist die SPK auf Spenden und einen Unkosten- 
beitrag von o,5o DM angewiesen. 



Jede weitere Ausgabe kostet bei einer Auflagen- 
höhe von 2ooo Stück und Io Seiten DM 3o7,So. 

An Spenden gingen bisher DM 45o.- ein. Die Dif- 
ferenz zwischen den Druckkosten für 3 Ausgaben 
(732, Po DM) und den Spenden (45o.- DM) beträgt 

282 f 8o DM und ist Außenstand der SPK. 
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